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Chemikalientransporte - Giftgasunfail bei Neuenburg 


Der Bundesminister für Verkehr — A 13/00.02.11 — hat mit 
Schreiben vom 29. Mai 1985 namens der Bundesregierung die 
Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Die Beförderung gefährlicher Güter ist durch Zielkonfükte 
gekennzeichnet, die bei jeder Entscheidung gegeneinander abge- 
wogen werden müssen. 

Die Allgemeinheit hat einen Anspruch darauf, vor den Gefahren 
der technischen Entwicklung und den Risiken einer Industrie- 
gesellschaft soweit wie irgend möglich geschützt zu werden. Von 
daher ist es Pflicht des Verordnungsgebers, Vorschriften zu schaf- 
fen, die Unfälle nach Möglichkeit verhindern. 

Auf der anderen Seite hat Sicherheit ihren Preis. Je höher die 
Sicherheitsanforderungen gesetzt werden, desto höher sind in der 
Regel die Aufwendungen und Belastungen für alle Betroffenen. 

In diesem Zielkonfükt ist es Aufgabe der VerantworÜichen bei der 
internationalen und nationalen Rechtsetzung, bei jeder Entschei- 
dung sorgfältig abzuwägen, welche Maßnahmen zum Schutz der 
Allgemeinheit erforderlich und welche wirtschaftlichen und son- 
stigen Belastungen in diesem Zusammenhang zumutbar sind. 

Das Gefahrguttransportrecht ist in starkem Maße durch inter- 
nationale Gremien, insbesondere durch die Vereinten Nationen 
geprägt. Für alle Verkehrsträger bestehen internationale und 
nationale Sicherheitsvorschriften. 

Diese Vorschriften werden ständig weiter entwickelt. Z. Z. gibt es 
in der Bundesrepublik Deutschland auf dem Gebiet des Gefahr- 
guttransports zwei internationale Empfehlungswerke, fünf inter- 



Drucksache 10/3421 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


nationale Regelungen, die auch für den nationalen Verkehr Gül- 
tigkeit haben, sowie drei nationale Regelungen. 

Dies vorausgesetzt, werden die Fragen wie folgt beantwortet: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß Chemikalien 
der Gefahrklasse „ imgefährlich " zugeordnet werden, die in ihren 
Reaktionen hochgiftig mit tödlichen Auswirkungen sein können? 


Gefährliche Transportgüter werden entsprechend ihren Gefahr- 
eigenschaften auf der Grundlage der von einer Expertengruppe 
der UNO erarbeiteten Empfehlungen für die Beförderung gefähr- 
licher Güter in Gefahrklassen eingeteilt, z. B. giftige Stoffe 
(Gefahrklasse 6.1), ätzende Stoffe (Gefahrklasse 8). Eine Gefahr- 
klasse „ungefährüch" ist in den vorgenannten Empfehlungen 
nicht enthalten. 

Die Kriterien für die Einstufung gefährhcher Güter sind in den 
vorgenannten Empfehlungen festgelegt und berücksichtigen teil- 
weise auch Reaktionen mit anderen Stoffen, insbesondere Wasser. 

Bei Bränden sind Reaktionen sehr stark von der Zufuhr von 
Sauerstoff abhängig, z. B. kann beim Verbrennen von Holz und 
Lebensmitteln bei geringer Sauerstoffzufuhr das sehr giftige Koh- 
lenmonoxid (CO) entstehen. Nach einhelüger Auffassung der 
Experten werden bisher Stoffe, die erst im Brandfall gefährliche 
Gase entwickeln, weltweit nicht als „Gefahrgüter" behandelt. 


2. Welche Unfallfolgen werden bei der Einstufung des Gefahrguts 
berücksichtigt, und welches sind im einzelnen die Einwirkungsfol- 
gen der bei einer Katastrophe freigesetzten Chemikahen auf 
menschliches und tierisches Leben? Wie ist die Einwirkung auf 
Pflanzen und das Grundwasser? 


Gefährliche Transportgüter im Sinne des Gesetzes über die Beför- 
denmg gefährlicher Stoffe sind Stoffe und Gegenstände, von 
denen aufgrund ihrer Natur, ihrer Eigenschaften oder ihres 
Zustandes im Zusammenhang mit der Beförderung Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung, insbesondere für die 
Allgemeinheit, für wichtige Gemeingüter, für Leben und Gesund- 
heit von Menschen sowie für Tiere und andere Sachen ausgehen 
können. 

Welche Stoffe im einzelnen hierunter fallen, ist in detaillierten 
Stoffaufzählungen - unterteüt nach Gefahrklassen - in den einzel- 
nen verkehrsträgerspezifischen Vorschriften aufgeführt. 

Beim Freiwerden von Gefahrgütem können - je nach Gefahrgut - 
Schäden durch 

— Explosion, 

— Feuer, 

— Radioaktivität, 

— Giftigkeit, 
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— Wassergefährdung, 

— Verätzung 

auftreten. Diese Unfallfolgen werden bei der Erstellung von Vor- 
schriften für die Beförderung gefährlicher Güter berücksichtigt. 


3. Wie sind solche Konsequenzen detailliert in den Transportvor- 
schriften erfaßt, und werden diese laufend entsprechend den neu 
in die Produktion eingeführten Stoffen ergänzt? 


Die Gefahrgutvorschriften berücksichtigen die Gefahreigenschaf- 
ten der Stoffe. Sie enthalten - je nach Gefahrklasse - detailüerte 
Vorschriften, angefangen von Maßnahmen für die Herabsetzung 
der gefährüchen Eigenschaften des Gutes selbst bis hin zu Anfor- 
derungen an die Verpackung und Kennzeichnung. Diese Vor- 
schriften werden ständig auf internationaler und nationaler Ebene 
dem Fortschritt der Technik und der Wissenschaft angepaßt; dem- 
gemäß werden laufend neue Stoffe in die Liste der gefährüchen 
Güter der Vereinten Nationen aufgenommen. 


4. Welche Einschränkungen gelten für Transporte von Industriepro- 
dukten mit nicht vorhersehbaren Reaktionen in bezug auf zu 
erwartenden besonders dichten Reiseverkehr auf den Autobahnen, 
z. B. vor den Ostertagen? 


Gefährüche Stoffe, von denen bekannt ist, daß sie gefährüch 
miteinander reagieren können, dürfen nicht zusammen in einem 
Versandstück verpackt oder auf eine Ladefläche zusammenge- 
laden werden. Damit kann es nicht zu gefährüchen Reaktionen 
kommen und somit sind auch keine besonderen Einschränkungen 
über die Sonntagsfahrverbote für den Güterverkehr hinaus erfor- 
derüch. 


5. Wie beurteilt die Bxmdesregierung die Äußerung des Staatsmini- 
sters im Stuttgarter Innenministerium, Robert Ruder, (Offenburger 
Tageblatt vom 4. April 1985): „Wenn aber nicht bekannt ist, was 
ein LKW geladen hat, helfen auch Rettungsvorschriften nicht vieP', 
und wie werden derartig gravierende Nachlässigkeiten der verant- 
wortlichen Spediteure geahndet? 

Es ist nicht Aufgabe der Bundesregierimg, die genannten Äuße- 
rungen zu beurteüen, zumal der Katastrophenschutz in die 
Kompetenz der Bundesländer fäUt. 

Vergehen oder Verstöße gegen die Vorschriften über die Beförde- 
rung gefährücher Güter werden entweder nach dem Strafgesetz- 
buch oder nach den jeweiügen Bußgeldbestimmungen der einzel- 
nen Verordmmgen geahndet. 


Drucksache 1 0/3421 


3 



Drucksache 10/3421 


Deutscher Bundestag ~ 10. Wahlperiode 


6. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der verantwortliche 
Spediteur keinerlei Angaben über die Gefährlichkeit der Ladung 
machen konnte, sondern sich, wie ein Betroffener sagte, „dumm 
stellte“? 

Beim Transport gefährlicher Güter ist ein Befördemngspapier 
mitzuführen, aus dem der Name des gefährlichen Gutes, die 
Gefahrklasse mit Ziffer und ggf. Buchstabe und die jeweils ange- 
wendete Vorschrift für die Beförderung gefährlicher Güter, z. B. 
GGVS, angegeben sein muß. Der Fahrzeugführer hat das Beför- 
dertmgspapier mitzuführen. Eine Verpflichtung, daß der Beför- 
derer darüber hinaus noch Angaben machen muß, sehen die 
Vorschriften nicht vor. 

\ In dem genannten Fall haben nach Kenntnis der Bundesregierimg 
sowohl der Verlader als auch der Beförderer alles getan, um die 
erforderüchen Angaben den Unfallhilfskräften mitzuteilen. 


7. Wie beurteilt es die Bimdesregierung, daß die örtliche Polizei am 
Unfallort nicht in der Lage war, Bekämpfungsmaßnahmen entspre- 
chend dem hochgiftigen Ladegut anzuordnen? 

8. Wie beurteilt es die Bimdesregierung, daß die herbeigerufene 
Freiwillige Feuerwehr von Neuenburg aufgrund der mangelnden 
Information den Brand zuerst mit Wasser bekämpfte und dadurch 
die chemischen Reaktionen aktivierte, ehe die Werkfeuerwehr der 
Firma Ciba Geigy zur Brandbekämpfimg herbeigerufen wurde? 

9. Wie beurteilt es die Bundesregierung, daß offensichtlich am Unfall- 
ort nicht bekannt war, daß aus Chloranü mit Wasser Tetrachlor- 
Hydro-Chinon und unter Einwirkung von Feuer Salzsäiuegase und 
chlorierte Dibenzofurane (karzinogen) entstehen? 

16. Kann die Bundesregierung einen genauen Bericht über die nach 
der Katastrophe erfolgte Unterrichtung der Bevölkerung geben, 
z. B. wurde die Bevölkerung im benachbarten elsässischen Groß- 
industriegebiet von Chalampe informiert? 

17. Wie beurteilt die Bundesregierung die Informationstätigkeit der 
amtlichen Stellen, die sich darin erschöpfte, morgens um 4 Uhr per 
Lautsprecherwagen in den umliegenden Ortschaften bekanntzu- 
geben, die Leute mögen in ihren Wohnungen bleiben und die 
Fenster geschlossen halten? 


Die Überwachung von Gefahrguttransporten sowie die Bekämp- 
fung von Unfällen fällt in die Kompetenz der Bundesländer, so daß 
die Bundesregierung hierzu keine Stellungnahme abgeben kann. 


10. Welches war nach Kenntnis der Bundesregierung die Zielfirma 
dieses Transports der Firma Hoechst? 


Nach Kenntnis der Bundesregierung war die Zielfirma dieses 
Transports die Firma Sandoz-Huningue SA in Frankreich. 


11. Für welche Produktion im einzelnen werden nach Kenntnis der 
Bundesregierung die transportierten Chemikalien gebraucht? 

Die Chemikahe „Novoperm gelb hr" ist ein Pulverpigment zur 
Herstellung von Druck-, Lack- und Anstrichfarben. Die Chemi- 
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kalie Chloranü ist ein Vorprodukt zur Herstellung von Farb- 
stoffen. 


12, Seit wann sind nach Kenntnis der Bundesregierung diese Chemi- 
kalien in der industriellen Produktion eingeführt, und welche Vor- 
schriften existieren für den Umgang mit ihnen am Arbeitsplatz und 
in der Öffentlichkeit? 


Novoperm wird seit über 30 Jahren und Chloranü seit über 
50 Jahren hergestellt. 

Der Umgang mit diesen Chemikahen unterhegt den Vorschriften 
der Arbeitsstoffverordnung. 


13. Welche Unfallfolgenabschätzung kann die Bundesregierung zur ^ 
Zeit geben 

a) aufgrund der durchgeführten Messungen der eingesetzten 
Naturschutzleiter, 

b) aufgrund von Aussagen der die Unfallopfer betreuenden Ärzte, 

c) aufgrund der Polizeiberichte, 

d) aufgrund der ersten abgegebenen naturwissenschaftlichen 
Beurteilungen? 

Der Bundesverkehrsminister hat sofort nach dem Unfall den Aus- 
schuß „ Stoff e/ Verpackungen " des Gefahrgut- Verkehrs-Beirats 
beauftragt, den Unfall im Hinbhck auf eine evti. notwendige 
Änderung der Vorschriften über die Beförderung gefährhcher 
Güter zu untersuchen. Das Ergebnis der Untersuchung hegt noch 
nicht vor. 


14. Sieht sich die Bundesregierung aus ihrer politischen Verantwor- 
tung genötigt, die gesetzlichen Bestimmungen und Genehmi- 
gungsvorschriften für die industrielle Fertigung von Kunststoffen, 
Farben und Lacken zu verschärfen? 


Die Bundesregierung hat den Entwurf einer Gefahrstoffverord- 
nung erarbeitet, der gegenüber der geltenden Arbeitsstoffverord- 
nung erweiterte Kennzeichnungsvorschriften ^ die auf neuen EG- ^ 
Richthnien u. a. für Farben und Lacke beruhen - sowie wesenthch 
verschärfte Umgangsvorschriften enthält. Das Bundeskabinett hat 
den Verordnungsentwurf, der noch von der EG-Kommission noti- 
fiziert werden muß, zustimmend zur Kenntnis genommen. 


15. Ist die Bundesregierung bereit, verschärfte Transportbestimmun- 
gen zu erlassen, die eine Verlagerung von gefährlichem Transport- 
gut grundsätzlich von der Straße weg in den Containertransport 
der Deutschen Bundesbahn vorschreiben? 


Bestimmte extrem gefährhche Güter, die in einer besonderen 
Liste im Anhang zur Gefahrgutverordnung Straße auf geführt sind. 
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müssen bereits heute im Eisenbahn- oder Binnenschiffsverkehr 
befördert werden, wenn Verlader und Empfänger einen Gleis- 
oder Binnenschiffsanschluß haben. Die vorgenannte Liste wird 
z. Z. überprüft. 

Hinzuweisen wäre jedoch noch darauf, daß der Gefahrguttrans- 
port auf der Straße zum überwiegenden Teü im Nahverkehr 
erfolgt (z. B. Beüeferung von Haushalten mit Heizöl, Belieferung 
von Tankstellen mit Benzin und Diesel), so daß für diese Trans- 
porte eine Verlagerung auf andere Verkehrsträger praktisch gar 
nicht möghch ist. 


18. Welche Unfälle bei Straßentransporten sind in den letzten zehn 
Jahren zu verzeichnen 

a) mit Chemikalien, Gasen, Kunststoffen aller Art, die als Ge- 
fahrgutklasse (als welche) bezeichnet waren, 

b) mit Chemikalien, Gasen, Kunststoffen usw., die nicht als Ge- 
fahrgutklasse eingestuft waren? 

Der Bundesregierung hegen statistische Zahlen mit 
Tankfahrzeugunfällen für die Jahre 1982 und 1983 vor. 

Darüber hinaus hegen Angaben über UnfäUe bei der Lagerung 
und beim Transport wassergefährhcher Stoffe nach dem Gesetz 
über Umweltstatistiken vor. Danach wurden 1983 in der Bundes- 
repubhk Deutschland (ohne Berhn) 269 ZwischenfäUe mit 
Straßenfahrzeugen registriert. 

Weitere statistische Angaben hegen nicht vor. Möghchkeiten, 
weiteres statistisch verwertbares Material über GefahrgutunfäUe 
zu bekommen, werden mit dem Kraftfahrt-Bundesamt sowie dem 
Statistischen Bundesamt geprüft. 

Unabhängig davon werden Unfälle mit gefährhchen Gütern von 
FaU zu FaU im Hinbhck auf die Fortschreibung der Vorschriften 
ausgewertet. 
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